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1 Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei eigengenutzten 

Gebäuden 

Mit den Regelungen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 fördert der Gesetzgeber auch steuerlich 

technologieoffene energetische Gebäudesanierungsmaßnahmen ab 2020.  

So ermäßigt sich für energetische Maßnahmen an einem in der Europäischen Union oder dem 

Europäischen Wirtschaftsraum gelegenen, zu eigenen Wohnzwecken genutztem Gebäude auf Antrag die 

tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen Steuerermäßigungen, im Kalenderjahr des 

Abschlusses der energetischen Maßnahme und im nächsten Kalenderjahr um je 7 % der Aufwendungen, 

höchstens jedoch um je 14.000 € und im übernächsten Kalenderjahr um 6 %, höchstens jedoch um 

12.000 € für das begünstigte Objekt. 

Folgende energetische Maßnahmen werden gefördert: 

 

• Wärmedämmung von Wänden  • Erneuerung/Einbau einer Lüftungsanlage 

• Wärmedämmung von Dachflächen • Erneuerung der Heizungsanlage 

• Wärmedämmung von Geschossdecken • Einbau von digitalen Systemen zur 

energetischen  

Betriebs- und Verbrauchsoptimierung 

• Erneuerung der Fenster oder Außentüren • Optimierung bestehender Heizungsanlagen,  

       sofern diese älter als zwei Jahre sind 

 

Zu den Kosten für die Maßnahmen gehören auch die Kosten für Energieberater. 

Die Förderung kann für mehrere Einzelmaßnahmen an einem begünstigten Objekt in Anspruch genommen 

werden; je begünstigtes Objekt beträgt der Höchstbetrag der Steuerermäßigung 40.000 €. Steht das 

Eigentum am Objekt mehreren Personen zu, können die Steuerermäßigungen insgesamt nur einmal in 

Anspruch genommen werden.  

 

Voraussetzung für die Förderung ist, 

• dass die jeweilige energetische Maßnahme von einem Fachunternehmen ausgeführt wird, das 

die erforderlichen Kriterien nach amtlich vorgeschriebenem Muster bescheinigen muss. 

• dass die Nutzung des Gebäudes durch den Steuerpflichtigen im jeweiligen Kalenderjahr 

ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken erfolgt. Diese liegt auch vor, wenn Teile der Wohnung 

anderen Personen unentgeltlich zu Wohnzwecken überlassen werden. 

• dass der Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine Rechnung erhält, die die förderungsfähigen 

energetischen Maßnahmen, die Arbeitsleistung des Fachunternehmens und die Adresse des 

begünstigten Objekts ausweisen und die in deutscher Sprache ausgefertigt ist. Des Weiteren 

muss die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgen. 

• dass das begünstigte Objekt bei der Durchführung der energetischen Maßnahme älter als zehn 

Jahre ist; maßgebend hierfür ist der Beginn der Herstellung. 
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Nicht in Anspruch genommen werden kann die Steuerermäßigung, soweit die Aufwendungen als 

Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen 

berücksichtigt worden sind oder wenn für die energetischen Maßnahmen eine Steuerbegünstigung für 

Baudenkmäler oder Handwerkerleistungen  beansprucht wird. Ebenfalls nicht gefördert werden Gebäude, 

bei denen es sich um eine öffentlich geförderte Maßnahme handelt, für die zinsverbilligte Darlehen oder 

steuerfreie Zuschüsse in Anspruch genommen werden. 

Die Regelung ist auf energetische Maßnahmen anzuwenden, mit deren Durchführung nach dem 

31.12.2019 begonnen wurde und die vor dem 1.1.2030 abgeschlossen sind. Ist ein Bauantrag 

erforderlich, gilt als Beginn der Zeitpunkt der Bauantragstellung, für nicht genehmigungsbedürftige 

Vorhaben der Zeitpunkt des Beginns der Bauausführung. 

2 Verschärfung bei Sachbezügen; hier: Gutscheine 

Mit dem Jahressteuergesetz 2019 wurden die Regelungen zum 1.1.2020 bei den Sachbezügen – 

insbesondere bei Gutscheinen – verschärft. So sah der Referentenentwurf eine Ausweitung der Definition 

der „Geldleistung“ in Abgrenzung zum „Sachbezug“ vor. Diese Verschärfung, die im Regierungsentwurf 

nicht enthalten war, ist nunmehr doch noch in das Gesetz eingeflossen. 

Mit der neuen gesetzlichen Definition der „Einnahmen‚ die in Geld bestehen“ wird gesetzlich 

festgeschrieben, dass zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, 

Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, sowie Zukunftssicherungsleistungen 

grundsätzlich keine Sachbezüge sondern Geldleistungen sind. Gutscheine sind auch weiterhin als 

Sachbezug zu qualifizieren, wenn der Aussteller identisch ist mit dem Unternehmen, dessen Waren oder 

Dienstleistungen damit bezogen werden können. Voraussetzung ist aber, dass sie zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden (also nicht im Rahmen von Gehaltsumwandlungen). 

3 Verlustverrechnung eingeschränkt, Grenze für Ist-Besteuerung 

angehoben 

Mit dem Gesetz zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen 

wurden auch die Verlustverrechnungsmöglichkeiten geändert und die Umsatzsteuergrenze für die Ist-

Besteuerung angehoben. 

So können Verluste aus Termingeschäften, die nach dem 31.12.2020 entstehen, insbesondere aus dem 

Verfall von Optionen, nur mit Gewinnen aus Termingeschäften und mit den Erträgen aus 

Stillhaltegeschäften – beschränkt auf 10.000 € im Jahr – ausgeglichen werden. Verluste, die nicht 

verrechnet werden konnten, können auf Folgejahre vorgetragen und bis zu jeweils 10.000 € im Jahr 

verrechnet werden. Eine Verrechnung  mit anderen Kapitalerträgen ist nicht möglich. 

Auch Verluste aus der Uneinbringlichkeit einer Kapitalforderung, aus der Ausbuchung wertloser 

Wirtschaftsgüter, aus der Übertragung wertloser Wirtschafts­güter auf einen Dritten oder aus einem 

sonstigen Ausfall von Wirtschaftsgütern können in Zukunft nur mit Einkünften aus Kapitalvermögen – 

auch hier beschränkt auf 10.000 € im Jahr – ausgeglichen werden. Nicht verrechnete Verluste können 

ebenfalls auf Folgejahre vorgetragen und in Höhe von jeweils 10.000 € im Jahr mit Einkünften aus 

Kapitalvermögen verrechnet werden. Diese Änderung gilt für Verluste, die nach dem 31.12.2019 

entstehen. 

Anmerkung: Die Verluste sollen in einem besonderen Verlustverrechnungskreis berücksichtigt und nicht 

generell versagt, sondern zeitlich gestreckt werden. Sie können allerdings nur mit entsprechenden 

Gewinnen verrechnet werden, wenn welche da sind. 
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In dem Gesetz ist – überraschend – auch die umsatzsteuerliche Ist-Besteuerungsgrenze von 500.000 € 

auf 600.000 € ab dem 1.1.2020 angehoben worden. Nunmehr herrscht hier Gleichlauf mit der 

Buchführungsgrenze.  

4 Bei höherer Gewalt keine Belegausgabepflicht 

Seit dem 1.1.2020 muss für den Beteiligten an einem Geschäftsvorfall, der mithilfe eines elektronischen 

Aufzeichnungssystems erfasst wird, ein Beleg erstellt und diesem zur Verfügung gestellt werden. Der 

Beleg kann elektronisch oder in Papierform erstellt werden. Aus Gründen der Zumutbarkeit und 

Praktikabilität besteht bei einem Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen die 

Möglichkeit der Befreiung von der Belegausgabepflicht. Dazu muss ein entsprechend begründeter Antrag 

beim Finanzamt gestellt werden. 

Auf die Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen kann im Fall des Vorliegens sog. sachlicher Härten in 

Ausnahmefällen verzichtet werden. Solche Härten liegen z. B. vor, wenn durch höhere Gewalt eine 

Belegausgabe nicht möglich ist. Dazu zählt die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine kleine Anfrage 

z. B. Stromausfall, Wasserschaden, Ausfall der Belegausgabe-Einheit oder wenn die Belegausgabepflicht 

für den Steuerpflichtigen im konkreten Einzelfall unzumutbar ist. Dies wird von der Finanzbehörde geprüft.  

Kosten könnten im Rahmen einer Darlegung der Härte als ein Teilaspekt berücksichtigt werden; ebenso 

die Ziele Abfallvermeidung und nachhaltiger Umgang mit Ressourcen. Es wird jedoch immer im 

jeweiligen Einzelfall geprüft, inwieweit eine Härte für den jeweiligen Steuerpflichtigen vorliegt. 

Die Bundesregierung verweist auf die Möglichkeit, die Belege elektronisch auszugeben. Es gebe keine 

Vorgaben, wie ein elektronischer Beleg zur Verfügung gestellt werden müsse. Dies könne auch per E-

Mail, über Kundenkonten oder die sog. „Near Field Communication“ (NFC) direkt auf das Mobiltelefon – 

ohne Datenerhebung – erfolgen.  

Bitte beachten! Eine Pflicht zum Einsatz elektronischer Registrierkassen gibt es auch weiterhin nicht. D. h. 

Unternehmen, die eine offene Ladenkasse führen, fallen nicht unter die Belegausgabepflicht, wie bei 

elektronischen Registrierkassen. Der Kunde ist grundsätzlich nicht verpflichtet den Beleg mitzunehmen. 

5 BMF äußert sich zur steuerlichen Behandlung der Überlassung von 

(Elektro-) Fahrrädern 

Das Bundesfinanzministerium äußert sich mit Schreiben vom 9.1.2020 zur Überlassung von betrieblichen 

Fahrrädern durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer zur privaten Nutzung. Danach gilt für die 

steuerliche Behandlung von Fahrrädern und für E-Bikes, wenn diese verkehrsrechtlich als Fahrrad 

einzuordnen sind (u. a. Geschwindigkeit unter 25 km/h, keine Kennzeichen- und Versicherungspflicht) 

Folgendes: 

Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ein 

betriebliches Fahrrad, das kein Kraftfahrzeug ist, bleiben die Vorteile für die Überlassung ab dem 

Veranlagungszeitraum 2019 bis Ende 2030 steuerfrei. 

Bei der Überlassung eines betrieblichen Fahrrads in Form einer Gehaltsumwandlung gilt Folgendes: Als 

monatlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung (einschließlich Privatfahrten, Fahrten zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte) wird 1 % der auf volle 100 € abgerundeten unverbindlichen 

Preisempfehlung des Herstellers oder Händlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Fahrrads 

einschließlich der Umsatzsteuer festgesetzt. 
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Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das betriebliche Fahrrad erstmals nach dem 31.12.2018 

und vor dem 1.1.2031, wird als monatlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung für das Kalenderjahr 

2019 1 % der auf volle 100 € abgerundeten halbierten (also 0,5 %) und ab 1.1.2020 1 % eines auf volle 

100 € abgerundeten Viertels (also 0,25 %) der unverbindlichen Preisempfehlung festgesetzt. Auf den 

Zeitpunkt der Anschaffung des Fahrrads kommt es hier nicht an.  

Wurde das betriebliche Fahrrad vor dem 1.1.2019 vom Arbeitgeber bereits einem Arbeitnehmer zur 

privaten Nutzung überlassen, bleibt es bei einem Wechsel des Nutzungsberechtigten auch danach für 

dieses Fahrrad bei der regulären 1-%-Regelung.  Die Vergünstigungen (0,5 %, 0,25 % und die 

Sachbezugsgrenze in Höhe von 44 €) können nicht beansprucht werden. 

Wird ein E-Bike verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug eingeordnet (z. B. Geschwindigkeiten über 25 km/h), 

ist für die Bewertung des geldwerten Vorteils die Regelung wie bei Elektro-Kfz anzuwenden. 

6 Bundesfinanzhof bestätigt unschädliche Zwischenvermietung bei 

privaten Veräußerungsgeschäften 

Werden Grundstücke innerhalb von zehn Jahren nach Anschaffung wieder veräußert und wurden diese in 

der Zwischenzeit durchgehend vermietet, so liegt ein steuerlich zu berücksichtigender 

Veräußerungsvorgang vor. Es gilt jedoch die Ausnahme, dass bei ausschließlicher Eigennutzung oder bei 

Eigennutzung in den beiden Jahren vor der Veräußerung und im tatsächlichen Veräußerungsjahr kein 

steuerbarer Vorgang entsteht.  

In einem durch das Finanzgericht Baden-Württemberg entschieden Fall (vgl. Ausgabe Juni 2019, Beitrag 

Nr. 4), veräußerte ein Steuerpflichtiger sein bebautes Grundstück. Dieses hatte er über sieben Jahre lang 

selber bewohnt und erst im Jahr der Veräußerung zudem noch für ein halbes Jahr vermietet. Der BFH 

entschied mit Urteil vom 3.9.2019 genauso wie das Finanzgericht Baden-Württemberg vor ihm. 

Bei der Veräußerung eines Grundstücks innerhalb der Frist von zehn Jahren liegt kein steuerpflichtiger 

Vorgang vor, wenn die Eigennutzung eine bestimmte Dauer nicht unterschreitet. So ist eine 

Zwischenvermietung unschädlich, wenn der Eigentümer des Grundstücks im Vorjahr der Veräußerung 

ganzjährig durchgehend und in dem Jahr davor sowie im Veräußerungsjahr selbst an mindestens einem 

Tag selber bewohnt hat. Es muss dabei ein zusammenhängender Zeitraum vorliegen. Diese Nutzung zu 

eigenen Wohnzwecken reicht für den Ausschluss eines steuerbaren privaten Veräußerungsgeschäfts aus. 

Anmerkung: Es bleibt die Reaktion der Finanzverwaltung zu der Entscheidung abzuwarten. Grundsätzlich 

bei einer Zwischenvermietung der eigengenutzten Wohnung immer steuerlich beraten lassen, um nicht 

bei einem eventuellen Verkauf der Immobilie in die Steuerfalle zu tappen. 

7 Bei irrtümlicher Annahme einer Leistungspflicht keine betriebliche 

Übung 

Unter einer betrieblichen Übung ist die regelmäßige Wiederholung bestimmter Verhaltensweisen des 

Arbeitgebers zu verstehen, aus denen die Arbeitnehmer schließen können, ihnen solle eine Leistung oder 

eine Vergünstigung auf Dauer eingeräumt werden. So können u. U. auch Tarifverträge im Wege einer 

betrieblichen Übung anwendbar sein. Eine betriebliche Übung entsteht jedoch nicht, wenn sich der 

Arbeitgeber irrtümlich aufgrund einer vermeintlichen Verpflichtung aus einer anderen Rechtsgrundlage zur 

Leistungserbringung verpflichtet glaubte. 

Dieser Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 11.7.2018 lag folgender Sachverhalt 

zugrunde: Seit 1994 war ein Arbeitnehmer in einem Klinikum angestellt. Aufgrund eines 
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Betriebswechsels 2007 teilte der neue Betreiber dem Arbeitnehmer mit, dass ein bestimmter Tarifvertrag 

für das Arbeitsverhältnis gilt. Diese Aussage beruhte allerdings auf einem Irrtum. Nach einem weiteren 

Übergang des Betriebs im November 2013 wandte der neue Betreiber einen eigenen Tarifvertrag auf das 

Arbeitsverhältnis an, wodurch der Arbeitnehmer weniger Entgelt erhielt. Der Arbeitnehmer war jedoch 

der Auffassung, dass hier, aufgrund betrieblicher Übung, weiterhin der für ihn günstigere alte Tarifvertrag 

anzuwenden ist. 

Aufgrund des Irrtums bei der ersten Betriebsübernahme hatte der Arbeitnehmer keinen Anspruch gegen 

den zweiten Betriebsübernehmer auf eine höhere Vergütung, da hier nach Auffassung des BAG keine 

betriebliche Übung vorlag. 

8 Anspruch auf Mindestlohn bei einem Praktikum – Unterbrechung des 

Praktikums  

Praktikanten haben keinen Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn, wenn sie das Praktikum zur 

Orientierung für eine Berufsausbildung oder für die Aufnahme eines Studiums leisten und es eine Dauer 

von drei Monaten nicht überschreitet. Das Praktikum kann aus Gründen in der Person des Praktikanten 

rechtlich oder tatsächlich unterbrochen und um die Dauer der Unterbrechungszeit verlängert werden, 

wenn zwischen den einzelnen Abschnitten ein sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht und die 

Höchstdauer von drei Monaten insgesamt nicht überschritten wird. 

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 30.1.2019 entschiedenen Fall vereinbarte eine junge Frau 

zur Orientierung für eine Berufsausbildung zur Pferdewirtin mit einem Reitstallbetreiber ein dreimonatiges 

Praktikum. Dieses begann am 6.10.2015. Wegen Krankheit (3.–6.11.) und Urlaub ab dem 20.12.2015 

wurde das Praktikum unterbrochen und eine Wiederaufnahme zum 12.1.2016 vereinbart. Das Praktikum 

endete am 25.1.2016. Ein Entgelt wurde nicht gezahlt. Die junge Frau verlangte für die Zeit ihres 

Praktikums Vergütung in Höhe des gesetzlichen Mindestlohns in einer Gesamthöhe von ca. 5.500 € 

brutto, da nach ihrer Auffassung die gesetzlich festgelegte Höchstdauer eines Orientierungspraktikums 

überschritten war.  

Die Richter des BAG entschieden jedoch, dass ein Anspruch auf gesetzlichen Mindestlohn nicht besteht. 

Das Praktikum wurde wegen Zeiten der Arbeitsunfähigkeit sowie auf eigenen Wunsch der Frau für nur 

wenige Tage unterbrochen und im Anschluss an die Unterbrechungen jeweils unverändert fortgesetzt. 

9 Kosten für die Erstausbildung bleiben steuerlich nicht abzugsfähig 

Ein Steuerpflichtiger, der eine erstmalige Ausbildung (Studium oder Berufsausbildung) beginnt, kann die 

damit entstehenden Kosten nicht unbegrenzt als „Werbungskosten“, sondern nur in Höhe von bis zu 

6.000 € im Jahr als „Sonderausgaben“ steuerlich absetzen. Das gilt jedoch nicht für Ausbildungen, die 

der Auszubildende im Rahmen eines vergüteten Dienstverhältnisses absolviert.  

Als Erstausbildung im Sinne des Einkommensteuergesetzes gilt eine erstmalige Ausbildung, wenn diese 

mit einer Mindestdauer von 12 Monaten bei vollzeitiger Ausbildung und mit einer Abschlussprüfung 

durchgeführt wird. Der reguläre Schulabschluss zählt nicht dazu. Grundsätzlich ist bei Beginn jeder neuen 

Ausbildung zu prüfen, ob es sich dabei um eine Erst- oder Zweitausbildung handelt. So liegt beim 

Masterabschluss eines Lehramtstudenten z. B. noch keine Zweitausbildung vor, da ein Bachelorabschluss 

nicht ausreicht, um den angestrebten Beruf auszuüben. 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) befasste sich nunmehr in seinem Beschluss vom 19.11.2019 mit 

dem Thema, ob mit dem Abzugsverbot von Kosten als Werbungskosten bei der Erstausbildung ein 

Verstoß gegen das Grundgesetz vorliegt. Dabei gelangte es zu der Überzeugung, dass die Regelung im 
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Einkommensteuergesetz nicht gegen das Grundgesetz verstößt. Hiernach sind Aufwendungen für die 

erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, nicht 

als Werbungskosten abzugsfähig. In den zu beurteilenden Fällen sahen Auszubildende ohne 

Dienstverhältnis und dementsprechend auch ohne Einkommen einen Verstoß gegen das Grundgesetz. 

Dem folgte das BVerfG nicht. 

Anmerkung: Anders zu bewerten sind Zweit- und Fortbildungen sowie Umschulungen. Ob ein Abzug der 

Aufwendungen als Werbungskosten oder Sonderausgaben möglich ist, muss in dem jeweiligen Einzelfall 

gesondert entschieden werden.  

10 Kaufpreisprämie für Elektro- und Hybridfahrzeuge verlängert und erhöht 

Um einen nennenswerten Beitrag zur Reduzierung der Schadstoffbelastung der Luft zu erreichen, hat sich 

die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, mithilfe des Förderprogramms Elektromobilität (Umweltbonus) den 

Absatz neuer Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-/Brennstoffzellenantrieb mit einer Prämie zu 

fördern. 

Die Kaufprämie für Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-/Brennstoffzellenantrieb gilt rückwirkend für 

alle Fahrzeuge, die ab dem 5.11.2019 zugelassen wurden. Die Förderung erfolgt bis zur vollständigen 

Auszahlung dieser Mittel, längstens bis zum 31.12.2025. Sobald die zur Verfügung stehenden Mittel 

ausgeschöpft sind, können nach Informationen der Bundesregierung keine weiteren Fördergelder bewilligt 

werden. 

Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, Stiftungen, Körperschaften und Vereine, auf die ein 

Neufahrzeug zugelassen wird und die sich verpflichten, das Fahrzeug sechs Monate zu halten. 

Zuwendungsempfänger ist der Antragsteller. 

• Die Prämie für rein elektrisch betriebene Pkw unter 40.000 € erhöht sich von 4.000 € auf 6.000 

€ und für sog. Plug-In-Hybride von 3.000 € auf 4.500 €.  

• Reine E-Autos mit einem Listenpreis über 40.000 € werden dann mit 5.000 € und Plug-In-

Hybride mit 3.750 € bezuschusst.  

• Für Pkw, die mehr als 65.000 € kosten, entfällt die Förderung. 

Anmerkung: Künftig werden – unter weiteren Voraussetzungen – auch junge gebrauchte 

Elektrofahrzeuge, die weder als Firmen- noch als Dienstwagen des Ersterwerbers eine staatliche 

Förderung erhalten haben, bei der Zweitveräußerung eine Umweltprämie erhalten. Das Fahrzeug muss 

sich auf der Liste der förderfähigen Elektrofahrzeuge des Bundesamtes für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle (BAFA-Liste) befinden. 

11 Untergang von Verlusten aus Gewerbebetrieb bei Betriebsverpachtung? 

Ein Gewerbetreibender, welcher sein Unternehmen nicht weiter ausüben will, kann sein Gewerbe 

abmelden und aufgeben oder veräußern. Dabei kommt es in beiden Fällen zur Aufdeckung stiller 

Reserven und damit zur Besteuerung eines Aufgabe- oder Veräußerungsgewinns.  

Vermietet der Steuerpflichtige seinen Betrieb im Anschluss an eine Betriebsaufgabe, befinden sich die 

Gegenstände nun im Privatvermögen und er erzielt Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. Lässt der 

Unternehmer allerdings seinen Betrieb ruhen und vermietet diesen mit all seinen funktionalen 

Betriebsgrundlagen, werden keine stillen Reserven aufgedeckt und er erzielt weiterhin Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb. 
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In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 30.10.2019 entschiedenen Fall aus der Praxis führte eine 

Kommanditgesellschaft einen Gewerbebetrieb bis zur Hälfte des betreffenden Jahres und verpachtete 

diesen anschließend komplett. Zu dem Zeitpunkt lag aus den Vorjahren ein Gewerbeverlust vor, welcher 

bisher weiter vorgetragen wurde. Nach einer Betriebsprüfung stellte das Finanzamt fest, dass der 

Verlustabzug mit Beginn der Verpachtung entfallen müsste, da keine Unternehmensidentität mehr 

vorliegt. Die Gewerbesteuerbescheide wurden entsprechend aufgehoben und der Verlust aberkannt.  

Der BFH legte seinem Urteil zugrunde, dass für einen Vortrag des Verlustes die Unternehmeridentität 

ohne Unterbrechung vorliegen muss. Bei einer Besitzpersonengesellschaft, wie in diesem Fall, ist das 

gegeben, wenn eine sachliche und personelle Verflechtung mit dem Betriebsunternehmen vorliegt, also 

eine Betriebsaufspaltung. Liegt diese vor, so ist die Unternehmeridentität gewahrt und die Verluste aus 

Gewerbebetrieb können weiter fortgetragen werden. Ist die Betriebsaufspaltung allerdings zu verneinen, 

so muss geprüft werden, ob die Tätigkeit des ursprünglichen mit der Tätigkeit des verpachteten 

Gewerbebetriebs dem Grunde nach wirtschaftlich identisch ist. Bei wesentlichen Abweichungen gehen 

die Gewerbeverluste mit Beginn der Betriebsverpachtung unter. 

Anmerkung: Wie das Urteil zeigt, kann die letztinstanzliche Entscheidung des Unternehmers bei einer 

Betriebsaufgabe zu erheblichen steuerlichen Folgen führen. In einem solchen Fall immer vor der 

endgültigen Entscheidung von uns beraten lassen, um nicht wiedergutzumachende Fehler zu vermeiden. 

12 Vorsteuerabzug von Mietereinbauten bei Arztpraxen 

Mietereinbauten bezeichnen Bauten oder Baumaßnahmen, welche vom Mieter auf fremdem, z. B. 

angemietetem Grund oder in Gebäuden errichtet werden. Veranlasst worden sind die Maßnahmen durch 

den Mieter, welcher anschließend auch die Rechnung dafür trägt. Dabei handelt es sich i. d. R. um 

materielle Wirtschaftsgüter. Wichtig ist, dass selbstständige Wirtschaftsgüter vorliegen. Bei 

Erhaltungsaufwand handelt es sich nicht um Mietereinbauten. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) verabschiedete am 13.11.2019 ein Urteil zum Abzug von Vorsteuer bei 

Mietereinbauten in Arztpraxen. Dabei ging es um eine Augenarzt-GbR, welche Räumlichkeiten von einer 

GmbH anmietete und ausschließlich zu betrieblichen Zwecken nutzte. Mithilfe eines 

Baukostenzuschusses vom Vermieter führte die GbR eine Baumaßnahme durch, welche nach Ablauf der 

Mietzeit automatisch ins Eigentum der GmbH übergehen sollte. Die Umsatzsteuer aus den Rechnungen, 

die durch die GbR für die Praxisbauten gezahlt wurden, wollte diese als Vorsteuer beim Finanzamt (FA) 

geltend machen. Das FA jedoch versagte den Vorsteuerabzug, da die Arztpraxis lediglich steuerfreie 

Ausgangsumsätze tätigt. Mit dem Eigentumsübergang handele es sich auch nicht um eine eigenständige 

Werklieferung, sondern lediglich um ein Hilfsgeschäft zur normalen Arzttätigkeit. 

Dem widersprach der BFH zugunsten der Steuerpflichtigen. Grundsätzlich kann in dem Fall von einer 

Werklieferung ausgegangen werden, da sowohl zivilrechtliches als auch wirtschaftliches Eigentum an 

den Vermieter übergehen. Die Mietereinbauten sind fester Bestandteil des Gebäudes geworden und 

damit ins Eigentum der Vermieter übergegangen. Für den Vorsteuerabzug muss ein direkter 

Zusammenhang zwischen Eingangs- und Ausgangsumsatz vorliegen. Die Mietereinbauten wurden erbaut 

und anschließend steuerpflichtig veräußert. Ob die übrigen Umsätze steuerfrei sind oder nicht, ist dafür 

irrelevant, da sie nicht in Zusammenhang mit der Werklieferung stehen. Der BFH sprach der GbR als 

Mieter somit den Vorsteuerabzug zu. 

Anmerkung: Bei Mietereinbauten sollte grundsätzlich steuerlicher Rat eingeholt werden, um steuerliche 

Fehler zu vermeiden!  
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13 Fragliche Ausübung des Zuordnungswahlrechts für die Umsatzsteuer 

Bei Anschaffung eines Gegenstands/Gebäudes hat der Unternehmer ein Wahlrecht, ob eine Zuordnung 

zum Privat- oder Betriebsvermögen erfolgen soll. Grundsätzlich ist dieses bereits bei Anschaffung 

auszuüben, tatsächlich jedoch kann aus praktischen Gründen eine „zeitnahe“ Zuordnung auch erst mit 

Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung erfolgen.  

Dabei ist die gesetzliche Abgabefrist einzuhalten (zzt. der 31.7. des Folgejahres). So sahen zumindest die 

bisherige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) und die entsprechende Umsetzung in der Praxis 

aus.  

Nun hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in mehreren laufenden Verfahren über diese bisherige 

Umsetzung zu entscheiden. Fraglich ist dabei, ob die Frist unionsrechtlich gerechtfertigt ist und 

außerdem, ob eine Zuordnung zum Privatvermögen erfolgen darf, sobald keine Anzeichen für eine 

unternehmerische Zuordnung vorliegen. 

In einem der zu entscheidenden Fälle des BFH errichtete ein gewerbetreibender Steuerpflichtiger ein 

privates Einfamilienhaus mit Arbeitszimmer. Im Folgejahr der Errichtung reichte er erst nach Ablauf der 

gesetzlichen Abgabefrist seine Umsatzsteuer-Jahreserklärung ein und erklärte darin anteilige Vorsteuer 

für das Arbeitszimmer. Das Finanzamt gewährte ihm diese allerdings nicht, da innerhalb der Abgabefrist 

oder auf anderen Wegen keine Zuordnung erfolgt war. Nach Ansicht des Steuerpflichtigen ist die 

Bauzeichnung und ausschließlich unternehmerische Nutzung seit Beendigung des Baus ausreichend für 

die Zuordnung. Der Streitfall landete beim BFH. 

Der BFH wandte sich mit seinem Beschluss vom 18.9.2019 an den EuGH, da dieser bereits in 2018 ein 

Urteil zu dieser Problematik verabschiedet hat. Es ist nun eine einheitliche, mit dem Unionsrecht zu 

vereinbarende Frist festzulegen. Diese darf dabei nicht gegen den Neutralitätsgrundsatz im Rahmen der 

Erfordernis einer zeitnahen Zuordnung verstoßen, muss aber auch Rechtssicherheit gewähren, was durch 

eine fristlose Zuordnung nicht möglich wäre. Außerdem kann die Zuordnung nicht alleine durch 

Unterstellungen oder Mutmaßungen erfolgen, wenn keine Beweise vorliegen oder steuerliche 

Behandlungen durch den Steuerpflichtigen vorgenommen wurden.  

Anmerkung: Betroffene Steuerpflichtige sollten nunmehr gegen abschlägige Bescheide Einspruch 

einlegen und auf die Vorlage des BFH beim EuGH verweisen, um eventuell von einer lockereren 

Sichtweise des EuGH zu profitieren. Es ist jedoch dringend zu em­pfehlen, sich an die derzeitige Frist für 

die Zuordnung zu halten, bis eine eventuell andere Regelung beschlossen wird. 

14 Nachträgliche Erbschaftsteuer für Familienwohnheim 

Bei der Berechnung der Erbschaftsteuer ist der Vermögensanfall zu ermitteln, der sich aus dem vererbten 

Vermögen ergibt. Wird ein bebautes Grundstück auf den verbleibenden Ehegatten von Todes wegen 

übertragen, so unterliegt dieser Vorgang nicht der Besteuerung, wenn der Ehegatte das Gebäude in den 

folgenden zehn Jahren selbst bewohnt. Dies gilt nicht, wenn er aus zwingenden Gründen an der 

Selbstnutzung gehindert ist. 

Der (Bundesfinanzhof) BFH hat mit Urteil vom 11.7.2019 entschieden, wie die Vorschrift anzuwenden ist, 

wenn das Grundstück innerhalb der Frist verkauft, aber durch ein Nießbrauchsrecht trotzdem weiter vom 

verbleibenden Ehegatten bewohnt wird. Im entschiedenen Fall verschenkte die Ehefrau des Verstorbenen 

innerhalb der zehn Jahre nach dem Tod des Mannes das Gebäude an die Tochter, behielt sich selbst 

jedoch ein Nießbrauchsrecht vor und blieb weiterhin dort wohnen. Für das Finanzamt war damit die Frist 

unterbrochen und die Steuerbefreiung für den Erwerb des Gebäudes nicht mehr zu gewähren. 
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Gestützt wurde die Entscheidung durch das Urteil des BFH. Dieser legt das Gesetz zugrunde, welches von 

„Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken“ spricht, so hat sowohl eine Nutzung zu eigenen 

Wohnzwecken als auch die Eigentümerstellung vorzuliegen. Die Vorschrift sollte durch die 

Steuerbefreiung das Familienheim schützen, was durch eine vorzeitige Veräußerung nicht erreicht 

werden kann, ebenso wenig wie die förderungswürdige Bildung von Wohneigentum durch Familie. 

15 Vorsicht vor Betrugs-E-Mails bei Registrierung im Transparenzregister 

Zurzeit häufen sich betrügerische E-Mails bei der Registrierung im Transparenzregister. Demnach werden 

E-Mails mit dem Absender „Organisation Transparenzregister e. V.“ an diejenigen versendet, welche sich 

dort registrieren lassen wollten. Angeblich ist dieser Vorgang kostenpflichtig, bei unterbleibender Zahlung 

könne man sogar Bußgelder festsetzen. 

Tatsächlich ist die Registrierung jedoch kostenlos! Der offizielle Name der Website lautet 

www.transparenzregister.de. Nicht auf diese E-Mails reagieren! Eine Registrierung oder gar Zahlung auf 

der Internetseite hat unbedingt zu unterbleiben. 

16 Neuregelung der EU-Entsenderichtlinie 

Zusätzlich zu den Vorschriften über „Mindestentgelte“ sollen künftig auch die Vorschriften über alle 

Elemente der „Entlohnung“ gelten. Dieses Gesetz soll sicherstellen, dass ganze Lohngitter, 

Überstundensätze oder auch Zulagen (z. B. Schmutz- und Gefahrenzulagen) und Sachleistungen des 

Arbeitgebers künftig für alle in Deutschland arbeitenden Arbeitnehmer geleistet werden müssen. Zugleich 

kann die Vergütung stärker nach Tätigkeit, Qualifikation und Berufserfahrung differenzieren. Ferner regelt 

der Gesetzentwurf auch die Anforderungen an Unterkünfte, die vom Arbeitgeber gestellt werden 

(müssen). 

Wenn die aufgelisteten Arbeitsbedingungen in deutschlandweit geltenden allgemeinverbindlichen 

Tarifverträgen geregelt sind, gelten sie künftig auch für entsandte Arbeitnehmer – und zwar in allen 

Branchen. Bislang galt dies nur für das Baugewerbe. 

17 Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers – Schadensersatz  

Der Arbeitgeber hat zwar keine allgemeine Pflicht, die Vermögensinteressen des Arbeitnehmers 

wahrzunehmen. Erteilt er jedoch Auskünfte, ohne hierzu verpflichtet zu sein, müssen diese richtig, 

eindeutig und vollständig sein. Andernfalls haftet der Arbeitgeber für Schäden, die der Arbeitnehmer 

aufgrund der fehlerhaften Auskunft erleidet. 

Ein im Jahr 2014 in den Ruhestand getretener Rentner war bei einem Unternehmen beschäftigt. Vor dem 

Hintergrund des zu Beginn des Jahres 2003 in Kraft getretenen Tarifvertrags zur Entgeltumwandlung für 

Arbeitnehmer schloss das Unternehmen mit einer Pensionskasse einen Rahmenvertrag zur betrieblichen 

Altersversorgung. Im April 2003 nahm der heutige Rentner an einer Betriebsversammlung teil, auf der ein 

Fachberater der örtlichen Sparkasse die Arbeitnehmer über Chancen und Möglichkeiten der 

Entgeltumwandlung als Vorsorge über die Pensionskasse informierte.  

Im September 2003 schloss der Arbeitnehmer eine Entgeltumwandlungsvereinbarung mit 

Kapitalwahlrecht ab und ließ sich Anfang 2015 seine Pensionskassenrente als Einmalkapitalbetrag 

auszahlen. Für diesen muss er aufgrund einer Gesetzesänderung im Jahr 2003 Beiträge zur Kranken- und 

Pflegeversicherung entrichten. Der Rentner verlangte die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge von 

seinem ehemaligen Arbeitgeber, da dieser ihn vor Abschluss der Entgeltumwandlungsvereinbarung über 
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das laufende Gesetzgebungsverfahren zur Einführung einer Beitragspflicht auch für 

Einmalkapitalleistungen hätte informieren müssen.  

Da auf der Betriebsversammlung über Beitragspflichten zur Sozialversicherung nicht referiert wurde, 

konnte auch keine fehlerhafte Auskunft erteilt werden, sodass das Unternehmen gegenüber seinem 

ehemaligen Arbeitnehmer nicht zum Schadensersatz verpflichtet ist. 

18 Ende der Ausbildung durch Vertrag oder Prüfung  

In den meisten Ausbildungsverträgen ist ein festes Datum als Ausbildungsende angegeben (z. B. 31.8.). 

Es gibt jedoch noch weitere Faktoren, die sich auf die Beendigung der Ausbildung auswirken können. 

Grundsätzlich tritt automatisch mit dem Ablauf der vereinbarten Ausbildungszeit das Ende des 

Berufsausbildungsverhältnisses ein. In vielen Fällen wirkt sich jedoch auch die Bekanntgabe des 

Prüfungsergebnisses auf das Ausbildungsverhältnis aus. Hier einmal die verschiedenen 

Fallkonstellationen: 

• Das Prüfungsergebnis wird später bekannt gegeben: Dann endet das Ausbildungsverhältnis zum 

vereinbarten Datum (z. B. 31.8.), auch wenn das Prüfungsergebnis noch nicht bekannt gegeben 

wurde. Eine Verlängerung ist möglich, wenn der Auszubildende dieses verlangt und der Ausbilder 

ihn weiter beschäftigt. 

• Die Prüfung wird vor Ausbildungsende bestanden: Mit dem Bestehen der Abschlussprüfung 

schon vor dem eigentlichen Ende des Ausbildungsverhältnisses endet auch die Ausbildung. Das 

Ende wird dann auf das Datum der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses vorgezogen. 

• Die Prüfung wird nicht bestanden: Wird die Abschlussprüfung nicht bestanden, kann der 

Auszubildende einen Antrag stellen, dass sich das Ausbildungsverhältnis bis zur nächstmöglichen 

Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr, verlängert. 

Grundsätzlich ist das Ende der Ausbildung zu melden und der Arbeitgeber muss seinerseits das Ende der 

Krankenkasse melden. Sofern der Auszubildende nicht weiterbeschäftigt wird, ist eine Abmeldung 

erforderlich.  

Im Falle einer Weiterbeschäftigung muss das Ende der Berufsausbildung und der Beginn des 

Beschäftigungsverhältnisses gemeldet werden. Finden das tatsächliche Ende der Ausbildung und der 

Beginn der Beschäftigung im laufenden Monat statt, kann der Arbeitgeber den letzten Tag des Monats, in 

dem die Ausbildung endet, als Ende-Datum angeben. Den Beginn der Beschäftigung kann er auf den 

Ersten des Folgemonats legen. 

19 Rechtswidrige IHK-Beiträge 

Die Beitragsbescheide zweier Industrie- und Handelskammern sind wegen überhöhter Rücklagen und 

unzulässig erhöhten Eigenkapitals rechtswidrig. Das hat das Bundesverwaltungsgericht am 22.1.2020 

entschieden. 

In seiner Begründung führte das Gericht aus, dass den Kammern die Bildung von Vermögen gesetzlich 

verboten ist. Rücklagen dürfen sie nur bilden, soweit sie hierfür einen sachlichen Zweck im Rahmen 

zulässiger Kammertätigkeit anführen können. Auch der Umfang der Rücklagen muss von diesem 

sachlichen Zweck gedeckt sein. Die Prognose über die Höhe des Mittelbedarfs muss dem Gebot der 

haushaltsrechtlichen Schätzgenauigkeit genügen, also bezogen auf den Zeitpunkt ihrer Erstellung 

sachgerecht und vertretbar ausfallen. An diesen Maßstäben ist nicht nur die Bildung von Rücklagen, 

sondern generell jede Bildung von Vermögen – also auch die Erhöhung der Nettoposition – zu messen. 
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Dies müssen die Kammern bei der jährlichen Aufstellung ihres Wirtschaftsplans beachten. Überhöhte 

Rücklagen und Nettopositionen müssen die Kammern baldmöglichst auf ein zulässiges Maß 

zurückführen. 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Eine Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

20 In eigener Sache ... 

muss ich noch einmal für Ihre und unsere Sicherheit zu Zeiten des Covid-19 auf Folgendes hinweisen. 

Bitte beachten Sie unseren Hinweis an der Haustür und haben bitte Verständnis. Wir machen das nicht 

aus Angst, sondern um unseren Zusammenhalt mit Ihnen und allen anderen zu demonstrieren. Kleiner 

Hinweis: Der „gelbe“ Ablagekasten wurde uns tatsächlich gestohlen (zum Glück leer); von daher steht 

jetzt das rote Körbchen vor der Tür. Mein Team und ich freuen uns auf bessere Zeiten, in denen wir uns 

wieder persönlich sehen können, Ansonsten bleiben Telefon und Email – was bisher ja auch sehr gut 

funktioniert. 

Die Brückentage im Mai und Juni halten wir uns wie gewohnt frei. Bitte nicht vergessen. 

Halten Sie sich tapfer, melden Sie sich, wenn Sie Hilfen brauchen und vergessen Sie die Freundlichkeit 

bei allen Regeln nicht – denn die gehört dazu und macht es leichter. 

In diesem Sinnen bis bald. Mein Team und  

 

 

Christine Hartwig StBin  

 

 

 



21 Anhang 

THEMENINFO 

Maßnahmen für Unternehmen zur besseren Überwindung der Auswirkungen 

durch das Corona-Virus 

 

 

Inhaltsverzeichnis 

1. Verbesserte Regelungen beim Kurzarbeitergeld 

2. Verdienstausfall aufgrund von Quarantäne-anordnung 

3. Finanzielle Unterstützung durch KfW-Kredite 

4. Finanzielle Unterstützung für Solo-Selbstständige und Kleinstunternehmen 

5. Steuerliche Maßnahmen zur Linderung  

finanzieller Engpässe 

6. Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen 

7. Entschärfung der Bedrohung durch Insolvenz 

8. Weitere Maßnahmen 

Weltweit richtet der Corona-Virus beträchtliche gesundheitliche und wirtschaftliche Schäden an, deren 

Auswirkungen viele Menschen und Unternehmen auch in Deutschland hart treffen. Die Bundesregierung hat dazu 

mehrere Maßnahmenpakete beschlossen, die betroffene Unternehmen in die Lage versetzen sollen, die 

Auswirkungen durch das Virus zu reduzieren. Dazu gehören zurzeit: 

 

Für den Erhalt der Arbeitsplätze wurde die Kurzarbeitergeld-Regelung angepasst bzw. verbessert. 

 

• Über ihre Hausbanken erhalten Unternehmen den Zugang zu Krediten und Bürgschaften bei der staatlichen KfW-

Bank. Dazu will die Bundesregierung zusätzliche Sonderprogramme für alle betroffenen Unternehmen bei der KfW 

auflegen. 

 

• Besondere Unterstützungsprogramme in Form von Zuschüssen stellen Bund und Bundesländer als schnelle 

Überbrückungshilfe zur Verfügung. 

 

• Auch für Künstler und Kultureinrichtungen sollen die speziellen Belange des Kulturbetriebs und der Kreativen 

miteinbezogen werden, wenn es um Unterstützungsmaßnahmen und Liquiditätshilfen geht. 

 

• Für die Exportwirtschaft will der Bund mit Garantien (sog. Hermesdeckungen) eine flexible, effektive und 

umfassende Unterstützung bereitstellen. 

 

• Gleichzeitig sind eine Reihe von steuerpolitischen Maßnahmen wie z. B. die Anpassung von Vorauszahlungen, 

Steuerstundungen etc. auf den Weg gebracht worden. 

 

1. Verbesserte Regelungen beim Kurzarbeitergeld 

 

Für den Erhalt der Arbeitsplätze wurde die Kurzarbeitergeld-Regelung zugunsten der Beschäftigten angepasst. 

Unternehmen können ab sofort rückwirkend zum 1.3.2020 Kurzarbeitergeld (KUG) beantragen.  

 

Dazu hat die Bundesregierung die Regeln für die Beantragung des KUG wegen der Auswirkungen durch das Corona-

Virus gelockert. Danach gilt: 
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• Anspruch auf KUG besteht, wenn mindestens 10 % der Beschäftigten einen Entgeltausfall von mehr als 10 % im 

Betrieb im jeweiligen Kalendermonat haben. 

• Auch Leiharbeitnehmer profitieren von dem KUG. 

• In Betrieben, in denen Vereinbarungen zu Arbeitszeitschwankungen genutzt werden, wird auf den Aufbau 

negativer Arbeitszeitkonten verzichtet. 

• Sozialversicherungsbeiträge werden zu 100 % für ausgefallene Arbeitsstunden erstattet. Der 

Sozialversicherungsbeitrag muss aber weiterhin – mit dem Lohn – vom Arbeitgeber abgeführt werden. Sie 

erhalten dann – rückwirkend ab 1.3.2020, nach derzeitigem Informationsstand bis Ende 2020 – die gezahlten 

Beiträge erstattet. 

• Der Bezug von KUG ist bis zu 12 Monaten möglich. 

 

Berechtigung zum KUG: Auf Antrag des Arbeitgebers wird KUG unter den folgenden Voraussetzungen bezahlt: 

 

• Im Betrieb ist ein erheblicher Arbeitsausfall eingetreten und die Agentur für Arbeit hat mit schriftlichem Bescheid 

anerkannt, dass die Voraussetzungen für die Gewährung vorliegen. 

• Der Arbeitnehmer setzt nach Beginn des Arbeitsausfalls eine arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigung 

fort.  

• KUG können auch Teilzeitbeschäftigte bzw. kurzfristig Beschäftigte erhalten. Keinen Anspruch hingegen haben 

geringfügig Beschäftigte, Rentner, Bezieher von Krankengeld und Auszubildende – mit Ausnahme derjenigen, die 

ihre Ausbildung während der Kurzarbeit beenden und vom Betrieb übernommen werden. 

• Das Arbeitsverhältnis ist nicht gekündigt oder durch Aufhebungsvertrag aufgelöst. 

• Der Arbeitnehmer ist nicht vom Kurzarbeitergeldbezug ausgeschlossen und erleidet infolge des Arbeitsausfalls 

einen Entgeltausfall. 

 

Zustimmung durch den Arbeitnehmer: Um KUG zu erhalten, müssen die Arbeitnehmer einer Kurzarbeitszeitregelung 

zustimmen. Dafür ist es zwingend erforderlich, mit jedem Arbeitnehmer eine Vereinbarung zur Einführung von 

Kurzarbeit zu treffen. Diese kann in einem Arbeits- oder Tarifvertrag geregelt sein.  

 

Die Vorgehensweise: Die Anzeige über den Arbeitsausfall muss bei der Agentur für Arbeit am Betriebssitz schriftlich 

spätestens am letzten Tag des Monats eingehen, in dem die Kurzarbeit beginnt. Eine rückwirkende Zahlung erfolgt 

nicht! Dazu ist eine Begründung über den Arbeitsausfall erforderlich. Die entsprechenden Formulare sind auf der 

Homepage der Agentur für Arbeit (www.arbeitsagentur.de) erhältlich. Das Kurzarbeitergeld kann auch online 

beantragt werden. 

 

Sind die Voraussetzungen für das Kurzarbeitergeld erfüllt, erteilt die Agentur für Arbeit einen schriftlichen Bescheid. 

Danach muss der Arbeitgeber das Kurzarbeitergeld berechnen und an die betroffenen Arbeitnehmer auszahlen. 

 

Auf schriftlichen Antrag des Arbeitgebers erstattet die Agentur für Arbeit das verauslagte Kurzarbeitergeld. 

 

Höhe des KUG: Die Höhe des KUG beträgt für Arbeitnehmer ohne Kinder 60 % des während der Kurzarbeit 

ausgefallenen Nettolohns. Bei mindestens einem Kind erhöht es sich auf 67 % des ausgefallenen Nettolohns. Das 

Kurzarbeitergeld ist steuerfrei, wird jedoch bei der Ermittlung des Steuersatzes berücksichtigt, dem das übrige 

steuerpflichtige Einkommen unterliegt (sog. Progressionsvorbehalt). 

 

https://www.arbeitsagentur.de/


 

MANDANTENINFO MRZ/APR 2020 • SEITE 15 VON 17 

Beispiel: Bruttoarbeitsentgelt (ohne Kurzarbeit) = 2.500 €; während der Kurzarbeit wird ein Entgelt von 1.250 € 

erzielt. In der elektronischen Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers ist die Steuerklasse III und ein Kinderfreibetrag von 

1,0 eingetragen = Leistungssatz 1. 

Soll-Entgelt = 2.500 € rechnerischer Leistungssatz = 1.295,11 € 

Ist-Entgelt = 1.250 € rechnerischer Leistungssatz =    675,36 € 

KUG =  619,75 € 

Ausführliche Informationen erhalten Sie unter: www.arbeitsagentur.de 

 

2. Verdienstausfall aufgrund von Quarantäneanordnung 

  

In Fällen wie zzt. durch das Corona-Virus verursachten Gesundheitsgefährdungen kann das Gesundheitsamt aufgrund 

der Regelungen im Infektionsschutzgesetz Menschen unter Quarantäne stellen. Sind die Betroffenen krank, gelten 

die Regeln für eine Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall.  

 

Werden Betroffene ohne Krankheit vorsorglich unter Quarantäne gestellt, steht ihnen ein Anspruch auf 

Verdienstausfall in Höhe ihres Nettoentgeltes zu. Den müssen zunächst die Arbeitgeber übernehmen. Sie können 

jedoch innerhalb von drei Monaten bei der zuständigen Behörde (i. d. R. Gesundheitsamt) einen Antrag auf 

Erstattung der ausgezahlten Beträge stellen. 

 

Selbstständige, deren Betrieb oder Praxis während der Dauer einer behördlich angeordneten Quarantäne ruht, 

erhalten nach den Regelungen des Infektionsschutzgesetzes auf Antrag eine Entschädigung in Höhe des 

Verdienstausfalls von der zuständigen Behörde (Gesundheitsamt). Diese bemisst sich pro Monat nach einem 

Zwölftel des Arbeitseinkommens. Des Weiteren kann Ersatz der in dieser Zeit weiterlaufenden nicht gedeckten 

Betriebsausgaben in angemessenem Umfang verlangt werden. 

 

3. Finanzielle Unterstützung durch KfW-Kredite 

 

Derzeit leiden viele Unternehmen und Betriebe an unverschuldeten Umsatzrückgängen durch die Auswirkungen der 

Corona-Epidemie mit der Folge, dass häufig laufende Kosten dadurch nicht gedeckt werden können. Dies kann dazu 

führen, dass gesunde Unternehmen völlig unverschuldet in Finanznöte geraten, insbesondere was ihre Ausstattung 

mit liquiden Finanzmitteln angeht. 

 

Dafür erweiterte die Bundesregierung die bestehenden Programme für Liquiditätshilfen, um den Zugang der 

Unternehmen zu günstigen Krediten zu erleichtern. Dazu gehören: 

 

• Die Bedingungen für den KfW-Unternehmerkredit (für Bestandsunternehmen) und ERP-Grün-derkredit – 

Universell (für junge Unternehmen unter 5 Jahren) werden gelockert, indem Risikoübernahmen 

(Haftungsfreistellungen) für Betriebsmittelkredite erhöht und die Instrumente auch für Großunternehmen mit 

einem Umsatz von bis zu 2 Milliarden € (bisher: 500 Millionen €) geöffnet werden. Durch höhere 

Risikoübernahmen in Höhe von bis zu 80 % für Betriebsmittelkredite bis 200 Millionen € soll die Bereitschaft von 

Hausbanken für eine Kreditvergabe angeregt werden. 

• Für das Programm für größere Unternehmen wird die bisherige Umsatzgrenze von 2 Milliarden € auf 5 

Milliarden € erhöht.  

 

 

https://www.arbeitsagentur.de/
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4. Finanzielle Unterstützung für Solo-Selbstständige, Künstler und  

 Kleinstunternehmen 

 

Neben der finanziellen Unterstützung durch unkomplizierte und günstige KfW-Kredite will die Bundesregierung auch 

sog. Solo-Selbstständige, Künstler und Kleinstunternehmen mit einem Förderprogramm in Form von Zuschüssen zur 

Seite stehen. Um die Soforthilfen beziehen zu können, müssen die Betroffenen wirtschaftliche Schwierigkeiten 

(Existenzbedrohung bzw. Liquiditätsengpass) infolge der Corona-Pandemie nachweisen. Die jeweilige Unternehmen 

dürfen also vor März 2020 nicht in wirtschaftlichen Schwierigkeiten gewesen und der Schadenseintritt muss nach 

dem 11.3.2020 erfolgt sein. 

 

Der – nicht zurückzuzahlende – Zuschuss des Bundes für Betriebe, die bis zu 5 Mitarbeiter beschäftigen, beträgt 

zunächst 9.000 € bzw. für Betriebe bis zu 10 Mitarbeitern 15.000 € für drei Monate. Eine Bedürftigkeitsprüfung 

erfolgt nachträglich. 

 

Neben den Bundeszuschüssen kann auf Zuschussprogramme aus den jeweiligen Bundesländern in unterschiedlicher 

Ausprägung zugegriffen werden. 

 

5. Steuerliche Maßnahmen zur Linderung finanzieller Engpässe  

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich in Abstimmung mit den Ländern entschlossen, den Geschädigten durch 

steuerliche Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten entgegenzukommen. Dazu gehören:  

 

Die unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen können bis zum 31.12.2020 unter Darlegung 

ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern 

sowie Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer stellen.  

 

Auf die Erhebung von Stundungszinsen soll in der Regel verzichtet werden. Anträge auf Stundung der nach dem 

31.12.2020 fälligen Steuern sowie Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen, die nur Zeiträume nach dem 

31.12.2020 betreffen, sind jedoch besonders zu begründen. 

 

Bis zum 31.12.2020 soll auch von Vollstreckungsmaßnahmen bei allen rückständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt 

fällig werdenden Steuern abgesehen werden. In den betreffenden Fällen sollen die im Zeitraum ab dem 19.3.2020 

bis zum 31.12.2020 verwirkten Säumniszuschläge für diese Steuern zum 31.12.2020 erlassen werden.  

 

Das Finanzamt kann bei Kenntnis veränderter Verhältnisse hinsichtlich des Gewerbeertrags für den laufenden 

Erhebungszeitraum die Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen veranlassen. Das gilt insbesondere für die 

Fälle, in denen das Finanzamt Einkommensteuer- und Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen anpasst. Nicht 

unerheblich betroffene Steuerpflichtige können bis zum 31.12.2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf 

Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrages für Zwecke der Vorauszahlungen stellen.  

 

Für etwaige Stundungs- und Erlassanträge für die Gewerbesteuer im Zusammenhang mit Auswirkungen des Corona-

Virus gilt auch, dass diese an die Gemeinden und nur dann an das zuständige Finanzamt zu richten sind, wenn die 

Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer nicht den Gemeinden übertragen worden ist.  
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Einige Landesfinanzbehörden sehen zusätzlich zu den steuerlichen Hilfsmaßnahmen des BMF auch unterschiedliche 

Erleichterungen im Bereich der Umsatzsteuer vor. Inwieweit das BMF auch eine bundeseinheitliche Regelung 

vorsieht, war bei Ausarbeitung dieses Schreibens nicht bekannt. 

 

6. Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen 

 

Sozialversicherungsbeiträge dürfen – auf Antrag – dann gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung mit 

erheblichen Härten für das Unternehmen verbunden wäre und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet 

wird. 

 

Eine erhebliche Härte für das Unternehmen liegt vor, wenn es sich aufgrund ungünstiger wirtschaftlicher 

Verhältnisse vorübergehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten, befindet oder im Falle der sofortigen Einziehung 

der fälligen Sozialversicherungsabgaben in diese geraten würde. Eine Stundung darf allerdings nicht gewährt 

werden, wenn eine Gefährdung des Anspruchs eintreten würde – z. B. bei Zahlungsschwierigkeiten, die nicht nur 

vorübergehend sind. 

 

7. Entschärfung der Bedrohung durch Insolvenz 

 

Um zu vermeiden, dass betroffene Unternehmen allein deshalb einen Insolvenzantrag stellen müssen, weil 

Liquiditätshilfen nicht rechtzeitig bei ihnen ankommen, soll die reguläre dreiwöchige Insolvenzantragspflicht bis zum 

30.9.2020 ausgesetzt werden. Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bereitet eine 

entsprechende gesetzliche Regelung vor, um Unternehmen zu schützen, die infolge der Corona-Epidemie in eine 

finanzielle Schieflage geraten. 

 

8. Weitere Maßnahmen 

 

Zu den weiteren Maßnahmen, die die Bundesregierung beschlossen hat, gehören für Solo-Selbstständige der 

Zugang zur sozialen Grundsicherung. So werden für die Dauer von 6 Monaten Vermögen im Wesentlichen nicht 

berücksichtigt, der Zugang zu Kinderzuschlägen erleichtert und die Aufwendungen für Wohnung und Heizung 

anerkannt. 

 

Mieter sollen vor Kündigungen bewahrt werden, wenn sie aktuell Schwierigkeiten haben, ihre Miete vollständig zu 

bezahlen. Dafür werden die Stundungsregeln für Darlehen im Sinne der Schuldner verbessert.  

 

 

 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir 

keine Haftung für den Inhalt. Rechtsstand 25.3.2020. 


